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Ein Symbol der Einheit 
Die neue Zentrale der BBRZ GRUPPE

Ein großes, bundesweit agierendes Unternehmen wie die BBRZ GRUPPE braucht eine fein 
abgestimmte Balance von regionaler Verantwortung und zentraler Leitung.

Mit unserem Regionalsystem haben wir eine Struktur entwickelt, die sowohl eine einheitliche 
strategische Linie garantiert als auch einen regionalspezifischen Marktauftritt gewährleistet.
In der Gründungsgeschichte liegt die Ursache, dass unsere Unternehmensgruppe ihren Sitz 
in Linz hat - für große österreichische Unternehmen eine Ausnahme. Der Umstand, dass die 
Zentrale der BBRZ GRUPPE in Linz situiert ist, hat nichts mit Provinzialität zu tun, sondern 

stärkt vielmehr die Position der Regionen.
Aber erst mit dem Bezug des neuadaptierten Gebäudes in der Linzer Muldenstraße hat die 
BBRZ GRUPPE wieder eine Zentrale, in der die gesamte Geschäftsführung ebenso wie die 

meisten Steuerungseinheiten der Unternehmensgruppe ihren Platz gefunden haben.
Für uns ist diese neue Zentrale der BBRZ GRUPPE Ausdruck der Einheit des Unternehmens. 
Denn trotz aller Autonomie, die wir den regionalen Verwaltungseinheiten gewähren, benötigen 
wir auch eine zentrale Führung, die nicht nur die Geschäftsstrategie der Unternehmensgrup-

pe bestimmt, mögliche Synergieeffekte im Überblick erkennt und nutzt, sondern auch die 
Einheit des Unternehmens garantiert.

Mit der neuen Zentrale in der Muldenstraße wurden beste Voraussetzungen für die Er-
reichung dieser Ziele geschaffen. Kurze Kommunikationswege, die Möglichkeit, sich auf 

Geschäftsführungsebene rasch und spontan abzusprechen und der unmittelbare Kontakt zu 
zentralen Steuerungseinheiten gewährleisten eine erhöhte Effektivität der Führung.

Darüber hinaus bieten die gelungene Adaptierung des Gebäudes, der Büros und Schulungs-
räume in Kombination mit der Lage im Grüngürtel der Stadt beste Arbeitsbedingungen für die 

MitarbeiterInnen.

Dr. Josef Peischer                                        

Vorsitzender 
BBRZ GRUPPE 

Mag. Othmar Friedl 

Geschäftsführer und Sprecher  
BBRZ GRUPPE 

Dr. Manfred Polzer 

Geschäftsführer und Sprecher-Stv. 
BBRZ GRUPPE
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Daten und Fakten zur Neugestal-
tung
Im Gebäude Muldenstraße 5 wurden inner-
halb von sechs Monaten Bauzeit von Jänner 
2013 bis Juni 2013 insgesamt 8.830 Quadrat-
meter renoviert und adaptiert.
Für die Sanierung der 1., 3. und 4. Ebene 
zeichnet das Berufsförderungsinstitut OÖ ver-
antwortlich. Um die besonderen Bedürfnisse 
einer ambulanten Reha-Klinik räumlich um-
setzen zu können, übernahm die BBRZ MED 
GmbH die Bauherrenschaft für die 2. Ebene, 
wo die Räumlichkeiten der Klinik eingerichtet 
wurden.
Im Steuerungskreis waren neben den Ge-
schäftsführern Dr. Manfred Polzer und Dr. 
Christoph Jungwirth auch DAS Gerda Re-
schauer für die BBRZ MED GmbH,  
BM Ing.in Corrina Außerwöger, Ing. Karl Fraiß 
und Ing. Andreas Ölinger, MSc für den Zent-
ralen Dienst Facility-Management vertreten.
Für die Planung, inklusive der Einrichtung, 
war das Facility-Management der Unterneh-
mensgruppe unter der Leitung von  
BM Ing.in Corrina Außerwöger und Ing. Karl 
Fraiß zuständig. Ing. Andreas Ölinger, MSc 
zeichnete für die Organisation der Übersied-
lung verantwortlich.

Ein umfangreiches Raumprogramm
Für die Räumlichkeiten der Geschäftsführung, 
der Zentralen Dienste und anderer Organisa-
tionseinheiten stehen auf Ebene drei und vier 
insgesamt 3.221 Quadratmeter Nutzfläche zur 
Verfügung.
Die ambulante Reha-Klinik der BBRZ MED 
GmbH nimmt das zweite Geschoß ein. Im 
Erdgeschoß finden sich neben der Kü-
che mit Speisesaal auch Schulungs- und 
Technikräume.

Eine Zentrale für ganz Österreich 
Die Geschichte der Unternehmensgruppe gab den Ausschlag dafür, dass die Firmenzen-
trale der BBRZ GRUPPE nicht in der Bundeshauptstadt, sondern in Linz situiert ist. Das 
ist zwar für ein österreichisches Unternehmen in der Größenordnung der BBRZ GRUPPE 
ungewöhnlich, hat sich jedoch in der Vergangenheit gut bewährt.
Mit dem starken Wachstum der Unternehmensgruppe in jüngster Vergangenheit haben 
sich für die drei großen strategischen Geschäftsbereiche im Unternehmen mit eigenen 
Stammhäusern auch eigene Zentralen entwickelt.
Mit dem neu adaptierten Gebäude in der Muldenstraße hat nun die BBRZ GRUPPE eine 
Zentrale erhalten, an der die gesamte Geschäftsführung und auch fast alle zentralen Ser-
viceeinheiten versammelt sind.
Kurze Wege, erhöhte Kommunikationsdichte erleichtern nun ebenso wie zusätzliche  Gele-
genheiten für den informellen Austausch die tägliche Arbeit. Ein förderliches Arbeitsumfeld 
mit freundlich gestalteten, modern ausgerüsteten Räumlichkeiten wirkt motivierend und 
friktionshemmend. 
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Bestes Arbeitsumfeld auf vier Ebenen
Im untersten der vier Geschoße, auf der so genannten 
Ebene 1, befinden sich Küche und Speisesaal jene 
Einrichtungen, die für das leibliche Wohl der neuen 
BewohnerInnen verantwortlich sind. Ebenfalls auf 
dieser Ebene liegen die Büros der Betriebsräte sowie 
Schulungsräume. Darüber hinaus sind hier auch die 
Räumlichkeiten für die Haustechnik untergebracht.

Auf der zweiten Ebene befindet sich der Haupteingang. 
Er liegt auf dem selben Niveau wie der einladende 
Innenhof, der MitarbeiterInnen, PatientInnen und Teil-
nehmerInnen für eine angenehme Pausengestaltung in 
einer gepflegten Grünoase offen steht.

Dieses Geschoß wird vor allem für die ambulante 
Reha-Klinik von BBRZ MED genutzt. Hier befinden sich 
die Räumlichkeiten für Gruppen- und Einzeltherapie, 
die Ordinationen der ÄrztInnen, die Räumlichkeiten für 
das Pflegepersonal und die Büros der Verwaltung.

Die dritte Ebene belegen die Zentralen Dienste der 
Unternehmensgruppe. Hier sind Büro-, Funktions- und 
Besprechungsräume der Zentralen Dienste Finanzwirt-
schaft, Personalmanagement und Informationstechno-
logie untergebracht.

Im obersten Stockwerk befinden sich die Büros des 
Aufsichtsrates der BBRZ GRUPPE und der Geschäfts-
führung. Außerdem finden sich auf dieser Ebene der 
Zentrale Dienst Unternehmenskommunikation, die 
Stabsstelle Controlling, das BFI-Produktmanagement 
sowie die Büros der Internationalen Projekte und des 
Reha-Collegs.

Interview mit  
BM Ing.in Corrina Außerwöger
Frau Außerwöger was war aus Ihrer Sicht die größ-
te Herausforderung bei den Adaptierungsarbeiten? 
Außerwöger: In erster Linie war das Schwierigste der 
kurze Zeitraum, der uns für die Planung und Durch-
führung zur Verfügung stand. Schließlich gab es sehr 
unterschiedliche Anforderungen und Bedürfnisse, die in 
der Planungsphase berücksichtigt werden musste.
Waren die Anforderungen der einzelnen Organisati-
onseinheiten so unterschiedlich?
Außerwöger: Die üblichen Büro- oder Schulungs-
räume stellten kein besonderes Problem dar. Unge-
wöhnliche Herausforderungen entstanden uns bei der 
Planung der 2. Ebene, auf der sich die Klinik der BBRZ 
MED GmbH befindet, weil die Räumlichkeiten für Or-
dinationen und Therapien ganz spezielle bauliche und 
technische Voraussetzungen haben. Unserer Aufgabe 
lag darin die bestehenden räumlichen Strukturen so 
wenig wie möglich zu verändern und den Charakter 
des Hauses zu erhalten.
War die Planungsphase generell schwierig?
Außerwöger: Es war nicht ganz leicht, die Anforderun-
gen der einzelnen Abteilungen vollständig zu erfassen 
und für die Bauphase optimal zu koordinieren. Uns 
standen sechs Monate Bauzeit zur Verfügung und das 
ist für ein Objekt dieser Größenordnung wirklich nicht 
viel. Außerdem mussten wir natürlich darauf achten, 
den engen Kostenrahmen nicht zu überschreiten.
Ist das gelungen?
Außerwöger: Manche unerwartete Probleme erforder-
ten rasch neue Lösungen, die natürlich auch zusätz-
liche Kosten verursacht haben. Hier haben uns die 
baustatischen Voraussetzungen und spezielle Anfor-
derungen des Brandschutzes vor Probleme gestellt. 
Schließlich ist es uns aber gelungen, das gesamte 
Bauvorhaben zeitgerecht und unter Einhaltung der 
Kostengrenzen abzuwickeln.
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Arbeiten im Grünen Bereich
Das neuadaptierte Gebäude in der Muldenstraße 5 ist 
seit dem Sommer 2013 der Sitz der BBRZ GRUPPE. 

Neben der Gesamt-Geschäftsführung beherbergt es 
einen Großteil der zentralen Verwaltungs- und Steu-
erungseinheiten der Unternehmensgruppe und die 
ambulante Reha-Klinik von BBRZ MED.

Die Raumnutzung ist durchdacht und nach inhaltlichen 
Gesichtspunkten so konzipiert, dass die Kommunika-
tionswege so kurz wie möglich gehalten und jene Ein-
heiten räumlich verbunden werden, die in besonders 
enger Kooperation stehen.

Viel wurde investiert, um den neuen BewohnerInnen 
das Arbeiten in der neuen Zentrale so angenehm wie 
möglich zu machen. Die Vorteile der Grünlage sind op-
timal genutzt, die dem architektonischen Konzept des 
Vierkanthofs entsprechende familiäre Atmosphäre wird 
durch die Raumgestaltung dezent unterstützt. 

Geräumige, hell und freundlich gestaltete Büros und 
Schulungsräume machen Lust aufs Arbeiten. Die park–
ähnliche Umgebung findet im Innenhof des Gebäudes 
ihre Entsprechung. Dies kommt nicht nur der Beleg-
schaft zugute, speziell den PatientInnen  von REHA 
MED erlaubt die Lage und Gestaltung des Objekts, 
Entspannung und Ruhe zu finden.

Die Entwicklung der BBRZ GRUPPE 
Meilensteine des Erfolgs
Die BBRZ GRUPPE hat sich seit der Gründung des 
Berufsförderungsinstituts (BFI OÖ)1960 innerhalb von 
etwas mehr als 50 Jahren zum größten Anbieter von 
Beruflicher Bildung, Rehabilitation und Integration in 
Österreich entwickelt. 
Das BFI als erstes Unternehmen der späteren BBRZ 
GRUPPE übernahm 1960 die beruflichen Bildungsak-
tivitäten der Arbeiterkammer Oberösterreich mit einem 
Startkapital von 500 Schilling. 
Mit der Eröffnung der ersten Geschützten Werkstätte 
wurde 1966 ein wesentlicher Schritt zur Erweiterung 
des Tätigkeitsbereichs getan. 
In den 70-er Jahren kam es aufgrund der überaus 
guten Nachfrage zu einer starken regionalen Auswei-
tung des Angebots. Besonders die BFI-Abendschulen 
erfreuten sich starker Nachfrage.
Die Gründung des Beruflichen Bildungs- und Reha-
bilitationszentrums (BBRZ)1975 bildete den wesentli-
chen Schritt zur Ausprägung der Unternehmensgruppe 
als Generalanbieter für Auftraggeber der öffentlichen 
Hand. Im BBRZ konnten Menschen, die aufgrund einer 
Erkrankung oder eines Unfalls ihren ursprünglichen Be-
ruf nicht mehr ausüben konnten, neue berufliche Pers-
pektiven entwickeln und Ausbildungen absolvieren. 
1986 wurden Geschäftsstellen des BBRZ in Wien und 
in Kapfenberg gegründet. 
Mit der Differenzierung von drei großen strategischen 
Geschäftsbereichen – der Beruflichen Bildung, der Be-
ruflichen Rehabilitation und der Beruflichen Integration 
– mit den Leitbetrieben BFI OÖ, BBRZ und FAB (Ver-
ein zur Förderung von Arbeit und Beschäftigung) wurde 
die aktuelle Struktur der BBRZ GRUPPE grundgelegt.
Die Ausweitung des Angebotes auf das gesamte Bun-
desgebiet wurde auch nach dem Jahrtausendwechsel 
intensiv vorangetrieben. Rund 150 Standorte reprä-
sentieren nun die Unternehmensgruppe vom Ufer des 
Bodensees bis Hainburg.
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Die Unternehmenschronik im Überblick
1960	 Gründung des Berufsförderungsinstitutes OÖ 

(BFI OÖ)
1966	 Eröffnung der 1. Geschützten Werkstätte in Linz
1975	 Eröffnung des Beruflichen Bildungs- und Reha-

bilitationszentrums Linz (BBRZ)
1983	 Gründung der Teamwork Holz- und Kunststoff-

verarbeitung GesmbH
1986	 Eröffnung der BBRZ-Geschäftsstellen in Wien 

und Steiermark (Kapfenberg)
1987	 Gründung des Vereins zur Förderung von Arbeit 

und Bildung (FAB)
1995	 Gründung des Ausbildungszentrums Braunau 

GmbH (ABZ)
1999	 Eröffnung der BBRZ-Außenstelle Kärnten 

(Klagenfurt)
2003	 Gründung des Vereins zur Förderung der BBRZ 

GRUPPE 
Neugründung des Vereins zur Förderung von 
Arbeit und Beschäftigung (FAB)

2007	 Namensänderung der Geschützten Werkstätte 
auf FAB Pro.Work

2008	 Die Assisto Unternehmensservice GmbH und 
die Konnex Dienstleistungen GmbH wurden 
wieder aufgelöst. Die in den beiden Gesell-
schaften vereinten Zentralen Dienste wurden 
im Rahmen der Holding (BBRZ GRUPPE) ins 
Unternehmen eingegliedert.

 2009	 Das BFI OÖ übernimmt den Trägerverein der 
Schule für Sozialbetreuungsberufe (SOB) in 
Steyr

2010	 Eröffnung des Zentrums für seelische Gesund-
heit Leopoldau in Wien 
FAB erwirbt das Areal des ehemaligen Versand-
hauses Quelle in Linz

2012	 Eröffnung des Zentrums für berufliche 
Integration

2013	 Eröffnung der renovierten und neu adaptierten 
BBRZ Zentrale in der Linzer Grillparzerstraße 
Übernahme Cambridge Institute  
Gründung FWW - Frau will´s wissen 
Wiedereröffnung der Unternehmenszentrale der 
BBRZ GRUPPE in der Muldenstraße 5

Muldenstraße 5 - 
Eine Spurensuche 

Dr. Brigitte Kepplinger 
Soziologin und Historikerin

Institut für Gesellschafts- und Sozialpolitik 
Johannes Kepler Universität, Linz
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Am 16. Juni 1941 richtete die Wohnungsaktien-
gesellschaft der „Reichswerke Hermann Gö-
ring´“ an die Linzer Stadtverwaltung ein Schrei-
ben mit dem Ansuchen um „Erteilung der 
Baubewilligung für das Verwaltungsgebäude 
der WAG in unserem  Bauabschnitt Spallerhof. 
(...) Die Verbauung erfolgt als Vierkanter in 
Hanglage zur Muldenstraße in teils 1- und 2-ge-
schossiger Bauweise. Das Gebäude steht auf 
der Parzelle 348/1 Waldegg und grenzt an das 
Gelände des Versorgungshauses. (...)  

Die Planung hat dem Herrn Reichsbaurat Prof. 
Fick vorgelegen und ist zur baupolizeilichen Be-
handlung freigegeben.“1 Der geplante Vierkan-
ter wies an der Südseite eine Öffnung auf. 

Während des Baus wurde eine Umplanung vor-
genommen: in einem Schreiben vom 21.7.1942 
ersucht die WAG um eine Genehmigung zur 
Herstellung eines geschlossenen Vierkanters. 

„Der Erweiterungsbau ist nicht unterkellert und 
beiderseits mit einer Dehnfuge an bestehen-
de Mauerwerk angeschlossen. (...) Dem Herrn 
Reichsbaurat Fick haben die Pläne vorgelegen 
...“2 Geplant wurde das Gebäude vom Architek-
turbüro Rimpl, Generalunternehmer war die Fir-
ma Jakob Küppers aus Oberhausen/Rheinland.

Der Bau sollte großzügig gestaltet sein, handel-
te es sich doch um die zentrale Verwaltung der 
„Wohnungsaktiengesellschaft der Reichswer-
ke ´Hermann Göring´“, die neben dem Stand-
ort Linz auch Wohnanlagen in Steyr (Siedlung 
Münichholz), im obersteirischen Industriegebiet, 
in Niederösterreich und Kärnten errichten und 
betreuen sollte.3 Insgesamt umfasste das Ge-
bäude im Erdgeschoß und erstem Stock jeweils 
2.600 m2.4 Für den Bodenbelag der Repräsenta-
tivräume, für Treppen, Fußbodensockel und di-
verse Verkleidungen sollten verschiedene Mar-
morsorten verwendet werden.5

Im Herbst 1942 wurde das Gebäude fertig ge-
stellt und bezogen; die amtliche Begehung er-
folgte am 14.10.1943, und die per Bescheid 
erteilte Benützungsbewilligung datiert vom 
11.7.1944. „Der Neubau erhält die Konskrip-
tions-Nr. 1614 Waldegg und die Orientierungs-
bezeichnung Glimpfingerstraße Nr. 48a.“6 Trotz-
dem blieb es bei der Adresse „Muldenstraße 5“.

Die „Reichswerke ´Hermann Göring´“, deren 
Wohnbaugesellschaft hier als Bauwerberin auf-
trat, waren ein wesentlicher Akteur bei der Re-
alisierung der grundlegenden Umgestaltung der 
Stadt. Die ökonomische Dimension dieser Um-
gestaltung wurde durch die 1938 schon sehr 
konkreten nationalsozialistischen Kriegspläne 
bestimmt: Im Raum Linz – Steyr – St. Valentin 
sollte ein Rüstungsdreieck entstehen, das ne-
ben anderen Standortfaktoren vor allem dadurch 
punkten konnte, dass es sich nach den damali-
gen strategischen Überlegungen außerhalb der 

Reichweite feindlicher Flugzeuge befand. 

Die Entscheidung für die Ansiedlung eines Groß-
betriebs der Rüstungsindustrie im Großraum 
Linz war unmittelbar nach dem „Anschluss“ ge-
fallen. Neben verkehrstechnischen und ökono-
mischen Überlegungen, die für den Standort 
Linz-St.Peter sprachen, war es nicht zuletzt die 
persönliche Meinung Adolf Hitlers, die berück-
sichtigt wurde. Durch den historischen Zufall, 
„Jugendstadt des Führers“ zu sein, erhielt Linz 
den Status einer „Führerstadt“ und wurde zum 
Objekt nationalsozialistischer Stadtplanungen, 
in die sich Hitler persönlich intensiv einbrach-
te. Hitlers Intention war es, aus Linz eine kul-
turelle und wirtschaftliche Metropole zu formen, 
wobei der Planungshorizont eine Vergrößerung 
der Einwohnerzahl auf 300.000 - 400.000 war. 

Die Monumentalverbauung beider Donauufer 
durch Repräsentativbauten des nationalsozia-
listischen Staates sollte ergänzt werden durch 
monumentale Kulturbauten wie Opernhaus und 
Gemäldegalerie. Die wirtschaftliche Basis der 
Donaugroßstadt sollte die geplante Schwerin-
dustrie bilden. Albert Speer schreibt zur Diskus-
sion um den Standort der neuen Betriebe: „Hit-
ler persönlich hatte den Bauplatz nahe der Stadt 
ausgesucht und alle Einwände wegen der zu er-
wartenden Belästigung durch Rauch, Abgase 
und Gerüche auf Grund der ständigen Ostwin-
de im Stromtal der Donau beiseite geschoben. 

Dr. Todts Vorhaltungen, dass Hitler sein schö-
nes, altes Linz auf diese Weise in eine verrußte 
Industrie- und Arbeiterstadt wie Essen verwan-
dele, wies er ebenso zurück, wie meinen Ein-
wand, dass das riesige Werk die Ausdehnung 
der Stadt zur Donau, dem städtebaulich wert-
vollsten Gelände, blockieren werde. Er argu-
mentierte damit keineswegs romantisch, son-
dern ganz nüchtern und rechnerisch: seine 
weitreichenden Pläne für Linz seien auf Dauer 

nur möglich, wenn die Stadt selbst die Unterhal-
tungskosten für die Neubauten tragen könne. 
Mit den steuerlichen Einkünften aus den Her-
mann Göring-Werken sei die Zukunft von Linz 
für alle Zeiten gesichert.“7 

Eine weitere Aufwertung erfuhr der Standort 
nach der Vereinigung der „Reichswerke `Her-
mann Göring`“ mit der Alpine-Montan-Gesell-
schaft durch die Übersiedlung der Generaldirek-
tion des Unternehmens von Wien nach Linz; 
auch diese Entscheidung wurde auf Intervention 

von Gauleiter Eigruber hin von Adolf Hitler per-
sönlich getroffen.8 Für die Linz-Planungen wa-
ren nach dem Willen des „Führers“ verschiede-
ne Stellen zuständig, an der Spitze der oben 
zitierte Generalbauinspektor von Berlin, Albert 
Speer, sowie der Reichsbaurat für die Stadt 
Linz, Roderich Fick.9 Dies erklärt auch die Be-
merkung in dem Ansuchen um Baubewilligung 

Einreichplan Muldenstraße 5.
Deutlich zu erkennen ist der ur-
sprüngliche Entwurf eines nach 

Süden nicht geschlossenen 
Vierkanters. 

Südlich des Anwesens ist der 
„Kohlehof“ zu sehen

Quelle:  
Archiv der Stadt Linz, Bauakten

Tungassingerastraße mit Roh-
bau WAG Verwaltungsgebäude 

im Hintergrund

Quelle:
 Archiv WAG

Modell Wohnsiedlung  
Spallerhof

Quelle:  
Archiv BBRZ GRUPPE

Reichsbaurat Prof. Frick zeigt 
Reichsminister Dr. Goebbels 
die Planung vom neuen Linz

Quelle:  
„Linz -  Erbe und Sendung“,  
Kulturbericht der Stadt Linz 
1941, herausgegeben vom 
Oberbürgermeister der  
Gauhauptstadt Linz, S. 25
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für die WAG-Zentrale: alle Linzer Bauvorhaben, 
auch im Bereich des Wohnbaus, mussten 
Reichsbaurat Fick zur Begutachtung zugeleitet 
werden.

Wohnbau

In direkter Verbindung mit der nationalsozia-
listischen Industrieansiedlungspolitik stand die 
Wohnbaupolitik, ging es doch in diesem Bereich 
vor allem darum, für die Facharbeiterschaft der 
entsprechenden Betriebe Wohnungen in ausrei-
chender Zahl zur Verfügung zu stellen. Darüber 
hinaus standen massive bevölkerungspolitische 
Interessen hinter dem Wohnbauprogramm: 
„Gegenwärtig dürften (im Deutschen Reich, BK) 
wohl jährlich an die 300.000 Kinder nicht gebo-
ren werden, weil die schlechten Wohnungsver-
hältnisse den Eltern den Mut dazu nehmen. Das 
Wohnungselend höhlt die kommenden Genera-
tionen in einem erschreckenden Umfang aus.“10 
Ein rasches Wachstum des „deutschen Her-
renvolkes“ war aber im gesellschaftspolitischen 
Konzept des Nationalsozialismus unabdingbar, 
denn „allein der Osten braucht 5 – 6 Millionen 
deutsche Einwohner zur Besiedelung! Dazu 
kommen die westlichen Gebiete und schließlich 
all die Aufgaben, die zur Zeit mit fremden Hilfs-
völkern im Reichsraum erledigt werden.“11

Die große Wohnungsnot in Linz bot der NS 

– Propaganda genügend Anknüpfungspunk-
te. Linz besaß – neben Steyr – die schlech-
testen Wohnverhältnisse Oberösterreichs, was 
Anzahl, Größe, Ausstattung und Belegung der 
Wohnungen betraf. 1934 waren 81% aller Lin-
zer Wohnungen als Klein- und Kleinstwohnun-
gen einzustufen; 72% der Linzer Bevölkerung 
lebten in solchen Wohnungen.12 Die Baracken-
siedlungen, Erbe des Ersten Weltkriegs, be-
standen während der ganzen Zeit  der Ersten 
Republik und des Ständestaats weiter.13 Sofort 
nach dem „Anschluss“ wurde ein großes Wohn-
bauprogramm verkündet und die Beseitigung 
der Wohnungsnot in Aussicht gestellt. Der 1938 
anlaufende Werkswohnungsbau beflügelte die 
Hoffnung der „Volksgenossen“, selbst bald in 
den Genuss einer solchen modernen, gut aus-
gestatteten Wohnung zu kommen. Auch wenn 
sich diese Hoffnung nur für Wenige erfüllen soll-
te, blieben die „Hitlerbauten“ lange Zeit Projek-
tionsfläche für die Überzeugung von den „guten 
Seiten“ des NS-Systems.

Der Wohnbau war also ein fixer Bestandteil der 
nationalsozialistischen Planungen für Linz. Ne-
ben dem Werkswohnungsbau für die Beschäf-
tigten der Hermann-Göring-Werke, der Stick-
stoffwerke, für Reichsbahn, Heer, Reichspost 
wurden auch Wohnbauten für Umsiedler aus 
Südtirol geplant und gebaut; zu einem geringe-
ren Teil kamen auch so genannte „Volkswoh-
nungen“ zur Ausführung, die der allgemeinen 
Bevölkerung offenstanden. Auch in diesem Be-
reich wurde Adolf Hitler aktiv: 1939 wurde durch 
einen persönlichen Erlass des „Führers“ die Stif-
tung „Wohnungsbau Linz a.D.“ ins Leben geru-
fen, deren Aufsicht Hitler sich persönlich vor-
behielt und deren Stiftungskapital aus seinem 
Privatvermögen gespeist wurde.14 Von dieser 
Stiftung wurde die „Führersiedlung“ (heute: Har-
bachsiedlung) an der Leonfeldnerstraße in Ur-
fahr errichtet; von den geplanten 1800 Wohnein-
heiten wurden 840 realisiert.15

Voraussetzung für die Zuteilung einer solchen 
Wohnung war politische Konformität, ein Arier-
nachweis sowie ein Erbgesundheitszeugnis. An 
diesem Beispiel wird deutlich, welche Auswir-
kungen die große gesellschaftliche Utopie des 
Nationalsozialismus, die Volksgemeinschaft, 
auf das Leben jedes Einzelnen hatte. Trotzdem 
machte diese Utopie einen Gutteil der Attrak-
tivität des Nationalsozialismus aus: durch die 
Errichtung einer ethnisch und rassisch homo-
genen, erbgesunden und harmonischen Volks-
gemeinschaft sollten die gesellschaftlichen, po-
litischen und ökonomischen Probleme gelöst 
werden, der Einzelne sollte sich als produktives 
Mitglied in dieser Volksgemeinschaft aufgeho-
ben fühlen können. Die Herstellung der Homo-
genität erforderte allerdings die Exklusion der 
ethnisch und rassisch „Anderen“, wie der Juden 
und „Zigeuner“. 

Dem Ziel der Erbgesundheit versuchte man 
durch Sterilisation „Minderwertiger“ bzw durch 
ihre Ermordung im Rahmen diverser „Euthana-
sieaktionen“ näher zu kommen, und für die an-
gepeilte Harmonie sollten Disziplinierungsmaß-
nahmen aller Art, bis hin zu Zuchthaus und 
Konzentrationslager, sorgen. Die Wohnanlagen 
sind in diesem Kontext als „gebaute Volksge-
meinschaft“ zu interpretieren, wobei die Gestal-
tung der Anlagen die Inklusion der „Volksge-
nossen“ sichtbar macht: das Wohnen in den 
Großsiedlungen realisierte gewissermaßen das 
Kollektiv der „schaffenden Deutschen“. Deren 
Produktivität sollte vor allem in der Herstellung 
der ökonomischen Voraussetzungen für den ge-
planten Krieg eingesetzt werden – im Auf- und 
Ausbau der Rüstungsindustrie. Untrennbar mit 
dem Aufbau der Rüstungsindustrie ist die Schaf-
fung von Werkswohnungen für die Belegschaf-
ten der Rüstungsunternehmen verbunden; der 
Volkswohnungsbau blieb trotz anderslautender 
Propaganda weit hinter dem Werkswohnungs-
bau zurück.

Werkswohnungen ....

Der Werkswohnungsbau, und hier vor allem der 
Wohnungsbau der WAG,  bildete daher auch 
den größten Teil des Linzer Wohnungsbau-
programms der NS-Zeit. Die „Wohnungs-Akti-
engesellschaft der Reichswerke Hermann Gö-
ring/Linz“ wurde am 9. Juni 1938 gegründet 
und hatte den Auftrag, für die Beschäftigten der 
„Reichswerke Hermann Göring´“ Wohnungen 
zu errichten. 

Die  Leitung der WAG übernahm der kaufmänni-
sche Leiter der Hütte Linz, Friedrich Sprick.16 Um 
möglichst schnell in den Besitz der benötigten 
Grundstücke zu gelangen, entschied eine Ver-
ordnung Hermann Görings, des „Beauftragten 
für den Vierjahresplan“, dass im konkreten Fall 
das „Gesetz über die Landbeschaffung für Zwe-
cke der Wehrmacht“ Anwendung finden könne. 
Die geplanten Werkswohnungen wurden so als 
kriegswichtige Projekte eingestuft, was die Posi-
tion der Grundeigentümer wesentlich schwäch-
te.17 Im Referat für Grundstücksbeschaffung der 
WAG, dem Johannes Meißner vorstand, wur-
den 1939 eine Wohnungsverwaltungsabteilung 
und eine Instandhaltungsabteilung eingerichtet. 
Die Verwaltungsabteilung wurde von Dr. Albert 
Schöpf geleitet.18

Im Westen der „Reichswerke“ sollte eine Tra-
bantenstadt, die „Hermann Göring-Stadt“, mit 
7000 Wohneinheiten für 30.000 BewohnerInnen 
entstehen; die Arbeiten begannen noch 1938.  
In den Aufgabenbereich der WAG fiel neben der 
Grundstücksbeschaffung für die Wohnbauten 
und der Bauaufschließung auch die Absiedlung 
der BewohnerInnen von St.Peter /Zizlau, wo die 
neuen Industrieanlagen entstehen sollten,  und 
die Herstellung von Ersatzwohnungen für diese 
Menschen. Für diese Bevölkerungsgruppe wur-
den in dem neu geschaffenen Stadtteil Keferfeld 
- das Gebiet gehörte zur Gemeinde Leonding 

Plan „Wohnungsbau in Linz 
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orange. 
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Verwaltungsgebäude der WAG 

Quelle: AStL
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und wurde 1939 der Stadt Linz eingemeindet – 
502 Wohneinheiten, die Mehrzahl davon in Ein-
familienhäusern, erbaut. 

Der Schwerpunkt der Bautätigkeit der WAG lag 
in der Nähe der Rüstungsbetriebe: In der Sied-
lung Spallerhof (Muldenstraße, Glimpfingerstra-
ße, Proschkogang und Scheibenpogenstraße) 
wurden, meistens in Blockverbauung, bis 1944 
865 Wohnungen fertig gestellt; die Siedlung Bin-
dermichl (westlich der A7 – Ramsauerstraße - 
Am Grubbichl) umfasste ca 1.400 Wohneinhei-
ten, und in der Siedlung Wiener Straße in 
Kleinmünchen (westliche Seite der Wiener Stra-
ße zwischen Denkstraße und ehemaliger 
Lackfabrik) wurden ca 400 Wohneinheiten ge-

baut. Ein weiteres Bauprojekt der WAG, das 
1939 begonnen worden war, war die Verbauung 
an der Makartstraße rund um die Herz-Jesu-Kir-
che mit 200 Wohneinheiten.19 Insgesamt 

wurden von der WAG in Linz bis Kriegsende ca. 
3400 Wohnungen gebaut. Bemerkenswert ist, 
dass die Bautätigkeit der WAG erst 1944 einge-
stellt werden musste, während der Baustopp für 
die anderen Wohnbauträger schon 1942/43 ver-
fügt worden war.20

Die Anlagen – mit Ausnahme der Siedlung Ke-
ferfeld - wurden überwiegend als geschlosse-
ne Großsiedlungen geplant. Ihre Gestaltung ori-
entierte sich am Vorbild des Dorfes, auch der 
Baustil imitierte die Form des lokaltypischen 
Bauernhofes, vor allem den Vierkanter der 
Traun-Enns-Platte. Die Planung inkludierte auch 
die notwendige Infrastruktur: Schulen, Geschäf-
te, Arztpraxen. In der Siedlung Bindermichl, die 
dadurch auch ein Vorzeigeprojekt wurde, wur-
den Infrastrukturbauten realisiert, die in den an-
deren Siedlungen auf die Zeit nach dem Krieg 
verschoben wurden; in der Siedlung Spaller-
hof wurde mit der Spallerhofschule der einzige 
Schulbau der Werkssiedlungen errichtet. 

.... und Baracken

Die auf den ersten Blick durchaus beeindru-
ckende Linzer Wohnbaubilanz der Jahre 1938 
bis 1944 – von diversen Bauträgern wurden 
fast 11.000 Wohnungen erbaut – wird aller-
dings durch den Umstand wesentlich relativiert, 
dass diese Wohnungen nur den Mitgliedern 
der „Volksgemeinschaft“ zur Verfügung stan-
den. Das heißt im Fall der Beschäftigten der 
Reichswerke „Hermann Göring“, dass nur die 
Stammbelegschaft und nur deutsche Staatsbür-
gerInnen eine Werkswohnung erlangen konn-
ten. Ab Kriegsbeginn, also ab 1939, machte 
sich auf Grund der Einberufungen zur Wehr-
macht der Arbeitskräftemangel immer stärker 
bemerkbar und wurde zu einem schwer zu lö-
senden Problem. Die Einführung der staatli-
chen Arbeitskräftelenkung durch Dienstver-
pflichtung und Notdienstverpflichtung konnte 

nur für eine adäquatere Verteilung der vorhan-
denen Arbeitskräfte sorgen, aber keine neuen 
hervorbringen. So begann schon relativ früh der 
Einsatz ausländischer Arbeitskräfte. Zunächst 
handelte es sich um angeworbene Zivilarbeite-
rInnen aus der ehemaligen Tschechoslowakei, 
Italien und Polen, später um ZwangsarbeiterIn-
nen aus den besetzten Gebieten der Sowjet-
union, Kriegsgefangene und KZ-Häftlinge. Die-
se Arbeitskräfte wurden in den „Reichswerken“ 
sowie in anderen Industriebetrieben eingesetzt, 
aber auch im Wohnbau: 1941 betrug z.B. der 
Zwangsarbeiteranteil beim Werkswohnungsbau 
der “Reichswerke“ 80%.21 Große Teile der Bin-
dermichl-Siedlung wurden von jüdischen und 
slawischen Zwangsarbeitern und von italieni-
schen Arbeitern gebaut.22 Da die ausländischen 
Arbeitskräfte den disponiblen Teil der Arbeiter-
schaft darstellten, wurde ihre Einbeziehung in 
das Wohnbauprogramm nicht einmal erwogen; 
sie wurden ausschließlich in Barackenlagern 
untergebracht. Die Dimension des Problems 
zeigt eine Zahl: 1944 waren von den 25.153 
Beschäftigten der „Reichswerke Hermann Gö-
ring“´“ 16.766, also über 66%, zivile ausländi-
sche Arbeitskräfte, Zwangsarbeiter, Kriegsge-
fangene und KZ-Häftlinge.23

Damit wurde ein Apartheid-System etabliert, 
das die „erbgesunden schaffenden Deutschen“ 
strikt von den vielen tausenden „fremdvölki-
schen“ Arbeitskräften trennen sollte und sie – 
materiell, statusmäßig, rechtlich, sozial – weit 
über jene stellte. Jeder „arische“ Mann, jede 
„arische“ Frau konnte sich in diesen Strukturen 
über die „Fremdvölkischen“ erhaben fühlen, 
auch wenn er in der sozialen Hierarchie der 
Volksgemeinschaft ganz unten stand. Zwangs-
arbeiterInnen und die Barackenlager, in denen 
sie lebten, waren im Linz des Nationalsozialis-
mus allgegenwärtig; alle Linzerinnen und Linzer 
waren buchstäblich täglich mit ihnen konfron-
tiert. Besonders intensiv war dieses 

Nebeneinander in der „Hermann Göring-Stadt“: 
bis Kriegsende errichteten die „Reichswerke 
´Hermann Göring´“ 18 Barackenlager für unge-
fähr 14.000 BewohnerInnen.24 Die Lager Nr. 44, 

48 und 49 befanden sich an der Wiener Reichs-
straße (auf dem Gebiet des heutigen Wirt-
schaftsförderungsinstituts), die Lager 51,52 und 
53 in unmittelbarer Nähe der WAG-Direktion auf 
dem Gelände zwischen Muldenstraße und der 
Gau-Heil- und Pflegeanstalt Niedernhart, und 
die Lager 55 und 57 wurden im Lißfeld 
angesiedelt.25

Kriegsende

Am 25. Juli 1944 erfolgte der erste Luftangriff 
auf Linz, dem über zwanzig weitere folgen soll-
ten. Das letzte große Bombardement fand am 
25. April 1945 statt.26 Die Luftschutzbunker 
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waren den „Einheimischen“ vorbehalten. 
„Fremdvölkische“ Arbeitskräfte hatten keinen 
Zutritt; ihnen blieben nur weniger wirkungsvolle 
Schutzbauten, oft nur Splittergräben. Anderer-
seits wurden diese ArbeiterInnen verstärkt zu 
den gefährlichen Aufräumarbeiten eingesetzt.2

Bei einem Luftangriff im März 1945 wurden die 
Gebäude im Werksgelände der „Reichswerke“, 
in denen die Direktion untergebracht war, zer-
stört bzw. schwer beschädigt. Dieses Ereignis 
beschleunigte die Übersiedlung der Werkslei-
tung in das Verwaltungsgebäude der WAG in 
der Muldenstraße. Schon Ende 1943 hatte die 

WAG mit den „Reichswerken ´Hermann Göring´ 
Linz“ über einen Verkauf  der Liegenschaft zu 
verhandeln begonnen. Als Hauptmotiv für die-
sen Schritt wurde von der WAG rückblickend die 
Überdimensionierung des Verwaltungsgebäu-
des genannt, die „eine volle Ausnützung  .... für 

unsere Zwecke nicht möglich“ machte und „eine 
mit der Zeit untragbare Belastung“ darstellte.28 
Mitte 1944 hatten sich die Vertragsparteien 
grundsätzlich geeinigt; im Herbst 1944 übersie-
delte ein Teil der WAG in die Stadlerstraße 3. In 
der letzten Märzwoche 1945 wurde das Gebäu-
de Muldenstraße 5 von der WAG zur Gänze ge-
räumt, anschließend zog die Werksdirektion ein. 
Der erste Entwurf des schriftlichen Kaufvertrags 
wurde am 21. März 1945 erstellt. Die Eigen-
tumsübertragung sollte mit 1. April 1945 wirk-
sam werden.29 Aufgrund des Kriegsverlaufs 
kam es aber nicht mehr dazu. 

Im Jänner 1946 wurde der Vertragsentwurf aus 
der Zeit des Nationalsozialismus adaptiert: die 
Veränderung der politischen Situation bedingte 
zunächst eine grundlegende Änderung der Ver-
tragsparteien. Für die VOEST als Nachfolgerin 
der „Reichswerke ́ Hermann Göring´ Linz“ agier-
te der von der „Militärregierung Oberösterreich 
bestellte(n) Verwalter Dr. Karl Krebs30“, für die 
WAG der „durch die Militärregierung Oberöster-
reich bestellte(n) Verwalter Dr. Albert Schöpf“.31

Die faktische Veränderung in den Besitzverhält-
nissen wurde letztlich erst 1950 auch rechtlich 
saniert.

Am Beispiel Muldenstraße 5: Nach-
krieg und Neuorientierung

Bei Kriegsende waren die Eigentumsverhältnis-
se der „Reichswerke“ Linz wie auch die der WAG 
völlig unübersichtlich, die weitere Entwicklung 
ungewiss. Sofort nach dem Einmarsch amerika-
nischer Truppen am 5. Mai 1945 und nach der 
Einsetzung eines öffentlichen Verwalters durch 
die Regierung Renner am 10. Mai begann das 
Tauziehen um das weitere Schicksal der Lin-
zer Betriebe.32 Letztlich fiel die Entscheidung 
zugunsten einer Redimensionierung der Stah-
lindustrie am Standort Linz; der Firmenwortlaut 

war mit Oktober 1945 in „Vereinigte Österreichi-
sche Stahlwerke, Aktiengesellschaft“ (VOEST 
AG) geändert worden. Das erste Verstaatli-
chungsgesetz von 1946 formulierte zwar den 
Anspruch der neu gegründeten Republik Öster-
reich auf die VOEST, die als „Deutsches Eigen-
tum“ definiert worden war, die entsprechenden 
Betriebe wurden jedoch der österreichischen 
Regierung nur zur treuhänderischen Verwaltung 
übergeben, die vom neu geschaffenen Bundes-
ministerium für Vermögenssicherung und Wirt-
schaftsplanung ausgeübt wurde.33

Dieses Ministerium war nun auch der Ansprech-
partner der WAG für den Kaufvertrag der Lie-
genschaft Muldenstraße 5. Nach mehreren 
Entwürfen wurde schließlich die Version vom 
12.8.1946 im Jahr 1950 (!) ministeriell geneh-
migt; der schon 1944 ausgehandelte Kaufpreis 
von 1,775.000.- Reichsmark wurde in 1,775.000 
Schilling umgewandelt.34

Auch die WAG war 1945 unter öffentliche Ver-
waltung gestellt worden. Zum öffentlichen Ver-
walter wurde Albert Schöpf ernannt, der schon 
seit 1939 im Unternehmen gearbeitet hatte und 
eine Voraussetzung erfüllte, die nur wenige Per-
sonen des leitenden Personals vorweisen konn-
ten: er war nicht Mitglied der NSDAP. Schöpf 
war als Christlichsozialer 1934, nach der Entfer-
nung sozialdemokratischer Parteigänger, Mit-
arbeiter des Magistrats Linz geworden, wurde 
seinerseits 1938 entlassen und fand 1939 in 
der neu geschaffenen WAG Arbeit. 1945 kehr-
te er in den Magistrat zurück, wurde Mitbegrün-
der der oberösterreichischen ÖVP und übte die 
Funktion des öffentlichen Verwalters der WAG 
aus, bis der Staatsvertrag diese Aufsicht be-
endete. 1955 wurde die WAG neu gegrün-
det und begann 1958 wieder mit der Bautätig-
keit. Albert Schöpf wurde Vorstand der neuen 
Gesellschaft.35

In den ersten Nachkriegsjahren ging es für die 
WAG vor allem darum, den Eigentumsanspruch 
auf „ihre“ von 1939 – 1944 erbauten Wohnun-
gen durchzusetzen. Die Argumentation jüdi-

scher D.P.s, sie hätten jedes Anrecht auf die 
Wohnungen, weil sie sie mit ihren eigenen Hän-
den erbaut hatten,36 war für die WAG schwer 
nachvollziehbar, sah sie sich doch lediglich als 
Wohnbauunternehmen ohne politischen Bezug. 
Die Beschlagnahmung von Wohnungen am Bin-

dermichl durch die amerikanische Besatzungs-
macht, um D.P.s bzw. eigenes Personal unter-
zubringen, wurde als ungerechter Akt 
interpretiert: „In den Augen der Besatzungs-
macht war die Wohnungs-AG eine nazistische 
Einrichtung, gegen die sich daher der Unwille 
der Besatzungsbehörden bei jeder Gelegenheit 
und in jeder Form richtete.“37  Da der Status des 
Unternehmens bis 1955 unklar war, musste sich 
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die WAG auf Sanierung und Wiederaufbau 
bombenbeschädigter Wohnhäuser beschrän-
ken. Die VOEST hatte zur Errichtung von 
Werkswohnungen 1948 eine neue Wohnbauge-
sellschaft, die GIWOG (Gemeinnützige Indust-
rie-Wohnungsaktiengesellschaft) gegründet. 
Eine weitere Wohnbaugesellschaft im Umfeld 
der VOEST war die Baugenossenschaft „Eigen-
heim“, die ebenfalls1948 von Mitarbeitern der 
VOEST gegründet worden war und vom Unter-
nehmen finanziell unterstützt wurde. Das erste 
Projekt der „Eigenheim“ war die „Eisenwerk-
siedlung“ an der Muldenstraße/Eisenwerkstra-
ße, die Anfang der 1950er Jahre errichtet 
wurde.38

Die WAG konnte erst Ende der 1950er Jahre 
wieder damit beginnen, Wohnhäuser zu bauen. 
Das erste große Projekt war die rechtsseitige 
Verbauung der Muldenstraße mit 600 Wohnein-
heiten in Zusammenarbeit mit der Stadt Linz;39 es 
folgten die Erbauung von Flüchtlingswohnungen 

im Auftrag der UNREF und die Errichtung des 
„erste(n) Einkaufszentrum(s) Österreichs“40 in 
der Siedlung Bindermichl. 

Die Barackenlager zwischen der Muldenstraße 
und Niedernhart, die ehemaligen Arbeiterlager 
Nr. 51, 52 und 53 der „Reichswerke“, wurden 
nach dem Krieg zum „Wohnlager 65“ zusam-
mengefasst, in dem 2.900 Flüchtlinge unterge-
bracht waren.41 Es bestand bis Ende der 1960er 
Jahre, bis die Verbauung dieses Gebiets abge-
schlossen war.

Heute erinnert nur noch wenig an die komple-
xe Vergangenheit des Stadtteils. Dass die ur-
sprüngliche Bebauung auf die NS-Zeit zu-
rückgeht, ist noch in der vielfach verwendeten 
Bezeichnung „Hitlerbauten“ präsent; der inne-
re Zusammenhang von Vernichtungskrieg, Rüs-
tungsindustrie und Werkswohnungsbau ist je-
doch weitgehend vergessen.
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Quellennachweis

Generaldirektion Muldenstraße 1984
Richtung Glimpfingerstraße befindet sich der ehe—
malige „Kohlehof“, eine in der NS-Zeit errichtete Ab-
gabestelle für Heizmaterial, später Brennstoffhand-
lung. Heute befindet sich hier die Volkshilfe Linz

Quelle: Geschichte-Club-VOEST Linz

Muldenstraße 5, Gebäude nach Übernahme durch 
BBRZ und Umbau 1992

Quelle: Archiv BBRZ GRUPPE (freigegeben vom 
BMLV, 2001)
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